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PRESSESPIEGEL

Ein notwendiger Tabubruch
Die „Stuttgarter Zeitung“ bemerkt zur
Anklage gegen Trump:
„Die Bedeutung der Anklage von Man-
hattangegenEx-PräsidentDonaldTrump
besteht darin, dass sie mit einem Tabu
bricht. Es scheint nun viel wahrschein-
licher, dass die sehr viel gravierenderen
Ermittlungen – zu Trumps Versuchen, die
Wahlergebnisse in Georgia zu manipu-
lieren, zur Dokumenten-Affäre sowie zu
seiner Rolle beim Aufstand am 6. Januar
2021 – ebenfalls in Anklagen münden.“

Die Chancen sind nicht gleich
In den „Nürnberger Nachrichten“ heißt
es zur geplanten Krankenhausreform:
„Für viele kranke Menschen sind die Spe-
zialkliniken, die in den vergangenen Jah-
ren von der Kommerzialisierung des deut-
schen Gesundheitssystems profitiert ha-
ben, ein Segen. Auf der anderen Seite pi-
cken sich private Krankenhaus-Träger
gerne die Rosinen raus und konzentrieren
sich auf profitable Behandlungen, wäh-
rend Häuser in öffentlicher Trägerschaft
einen breiten Versorgungsauftrag haben
und ökonomisch auf der Strecke bleiben.“

Spricht nichts gegen Dauerlösung
„Freies Wort“ aus Suhl schreibt zur tele-
fonischen Krankschreibung:
„Da die telefonische Krankschreibung
weder zum fixen „Blaumachen“ ausge-
nutzt wurde, noch das Modell medizi-
nisch negative Folgen zeitigte, spricht
tatsächlich nichts gegen eine Dauerlö-
sung. Eigentlich sollte der Erfolg der Re-
gelung ein Ansporn sein, über eine Aus-
weitung nachzudenken. Jeder Aufbruch
beginnt mit kleinen Schritten.“

Eine neue Ära in den Beziehungen
Der britische „The Telegraph“ meint zum
Besuch von Charles III. in Deutschland:
„Dieser Besuch fügt sich nahtlos in Rishi
Sunaks Bemühungen ein, die Beziehun-
gen Großbritanniens zur EU neu zu ge-
stalten–einBestreben,dasderKönigteilt,
wenn man bedenkt, dass er kürzlich die
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen in Windsor empfangen hat.“

RNZ-LEXIKON

Hexenjagd
US-Präsident Donald Trump hat er-
neut eine „Hexenjagd“ gegen sich be-
klagt. Das ist nicht nur fragwürdig,
sondern auch ein seltsamer Vergleich.

Hexenverfolgungen gab es verein-
zelt bereits im Mittelalter. Doch erst
an der Wende zur Neuzeit, im 15. Jahr-
hundert, erlangte der Hexenwahn eine
neue Dimension. Angesichts einer von
politischen Wirren, Klimaverände-
rungen und Naturkatastrophen ver-
unsicherten Bevölkerung verbreitete
sich die Legende, eine globale Ver-
schwörung von Hexen plane die Ver-
nichtungderChristenheitunddenSieg
Satans. Auf dem Höhepunkt der Ver-
folgungen, zwischen dem 15. und 18.
Jahrhundert, wurden geschätzt 40 000
bis 60 000 Menschen hingerichtet, da-
von drei Viertel Frauen. Anders als oft
angenommen, wurden die Prozesse
nicht von der Kirche organisiert, son-
dern von weltlichen Herrschern. Al-
lerdings trugen Geistliche durch ihre
Predigten zur Hexenhysterie mit bei.

Unter dem Einfluss der Aufklä-
rungenverschwandderHexenwahnab
etwa 1700. In Deutschland wurde die
letzte „Hexe“ 1756 hingerichtet. abs

K O M M E N T A R E

Gut gelaufen
Klaus Welzel zur Standhaftigkeit
der Liberalen

So oft, wie die FDP, wurde noch kei-
ne Partei totgeschrieben. Zu elitär, zu
selbstverliebt, zu schwach. Aber eine
Partei, die sich erst von der Union ab-
wandte, dann von der SPD, die es 2017
versäumte zu regieren, und die es jetzt
in der Ampel sogar mit ihrer ureige-
nen Gegnerin, nämlich der grünen
Partei, aufnimmt, die haut auch die
schlechtestePressesoschnellnichtum.
Im aktuellen Politbarometer klettern
die Liberalen wieder auf sieben Pro-
zentpunkte. Nicht viel, aber ausrei-
chend, um weiterhin dem Bundestag
anzugehören. Theoretisch.

Ob das wohl daran liegt, dass der
FDP mit ihrem geschlossenen Einsatz
für umweltfreundliche E-Fuels ein
echter Coup gelungen ist? Schon das
Wording „Aus für das Verbrenner-
Aus“, mit dem FDP-Gegner den Plan
brandmarkten, war hanebüchen. Es
geht schließlich nicht darum, auch
nach 2035 mit Benzin und Diesel die
Luft zu verpesten, sondern mit um-
weltfreundlich erzeugtem Kraftstoff
zu fahren. Ob das je Wirklichkeit wird,
steht in den Sternen. Dass aber die
Möglichkeit vorhanden ist, das ist vor
allem das Verdienst von Verkehrsmi-
nister Volker Wissing. Ebenso der be-
schleunigte Autobahnausbau am Ende
eines zähen Koalitionsgipfels. Jeden-
falls: Diese Woche ist für die Lindners
dieser Republik nicht schlecht gelau-
fen – und für Autofahrer auch.

Überfällig
Christian Altmeier über die Anklage
gegen Donald Trump

Den USA steht mit der Anklage gegen
Donald Trump erneut eine Zerreiß-
probe bevor. Das aber ist nicht die
Schuld der Justiz, die sich auch von
Gewaltandrohungen nicht ein-
schüchtern lassen darf. Schließlich
steht niemand über dem Gesetz. Und
eine Anklage gegen den Republikaner
war wegen dessen offener Missach-
tung der Gesetze und des Rechtsstaa-
tes ohnehin längst überfällig.

Allerdings wäre es wünschenswert
gewesen, dass die erste Anklage gegen
einen Ex-Präsidenten der USA gra-
vierendere Vorwürfe zum Inhalt hätte
– die es gegen Trump ja durchaus gibt.
Denn der aktuelle Fall wirkt nicht nur
vergleichsweise marginal, sondern ist
für Laien juristisch auch schwer zu
durchschauen. Es ist daher zu hoffen,
dass Ankläger Bragg wenigstens was-
serdichtes Belastungsmaterial ge-
sammelt hat. Denn bei einem Frei-
spruch würde Trumps Behauptung
einer „Hexenjagd“ der Demokraten
gegen ihn wohl selbst bei gemäßigten
Republikanern verfangen.

Daher sollten möglichst bald auch
die versuchte Wahlbeeinflussung in
Georgia und die Rolle des damaligen
Präsidenten bei der Stürmung des Ka-
pitols vor Gericht verhandelt werden.
Dann hätte der Republikaner zwar je-
de Menge Aufmerksamkeit, auf die er
so erpicht ist. Doch könnte die ihm
diesmal tatsächlich politisch schaden.
Von den juristischen Konsequenzen
seiner Taten einmal ganz abgesehen.

Nichts ist unmöglich: Donald Trump Karikatur: Heiko Sakurai
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Streitbarer Kämpfer für die Menschenrechte
Der Weltgeist Tilman Zülch gründete 1970 die „Gesellschaft für bedrohte Völker“ – Jetzt starb er im Alter von 83 Jahren

Von Michael Abschlag

Ein„VisionärundunbeugsamerAnwaltfür
Verfolgte in aller Welt“ sei er gewesen, er-
klärte die Gesellschaft für bedrohte Völker,
als die Nachricht vom Tod Tilman Zülchs
bekannt wurde. Und tatsächlich: Ohne
Zülch, ihren Gründer und langjährigen
Generalsekretär, gäbe es die Gesellschaft

nicht. Sein Leben widmete er dem Kampf
für Verfolgte in aller Welt. Am 17. März
starb er mit 83 Jahren, an diesem Samstag
findet inGöttingendieTrauerfeierstatt.

Zülch wird 1939 in Deutsch-Liebau
(Libina) im tschechischen Mähren ge-
boren; ein Jahr zuvor hatten deutsche
Truppen die Region besetzt. Er wächst in
Ostpreußen auf, in den letzten Kriegs-
tagen flieht seine Familie vor der Roten
Armee – ein Erlebnis, das ihn vermutlich
für sein Leben prägt.

Seine Schulzeit verbringt er in einem
Internat an der Nordsee, engagiert sich
in Hamburg in einer Jugendbewegung.
Später studiert er in Graz, Heidelberg und
Hamburg Politik und Volkswirtschaft, ist
Mitglied im Sozialdemokratischen
Hochschulbund. Es sind die späten 1960-
er, eine Zeit des Umbruchs, der Studen-
tenproteste und Massendemonstratio-
nen. Doch mehr noch als die Revolte in
seiner Heimat politisiert in ein Ereignis,
das sich weit entfernt abspielt: in Biafra.

Die Region liegt im Süden Nigerias,
einem jungen, von ethischen und reli-
giösen Konflikten zerrissenem Vielvöl-
kerstaat in Westafrika. Als die ölreiche
Provinz 1967 ihre Unabhängigkeit er-
klärt, entbrennt einer der blutigsten Bür-
gerkriege der afrikanischen Geschichte.
Die Zentralregierung setzt auch auf Hun-
ger als Waffe; bald gehen die Bilder von
ausgehungerten Kindern um die Welt.
Zülch ist schockiert – und gründet 1968
gemeinsam mit seinem Kommilitonen
Klaus Guerke die „Aktion: Biafra Hilfe“,
die eine Luftbrücke der Kirchen orga-
nisiert. Aus ihr geht zwei Jahre später die
Gesellschaft für bedrohte Völker hervor.

Der Einsatz für Verfolgte ist für Zülch
eine Konsequenz aus der deutschen Ge-
schichte. Er prangert Völkermorde in Ost-
timor, Bengalen und Nepal an, an India-
nern im Amazonasgebiet, an Kurden und
syrischen Christen im Irak. Zülch unter-
stützt die Sinti und Roma in ihrem Kampf
um Anerkennung des nationalsozialisti-
schen Völkermords an der Minderheit –
und wird dafür 2014 mit dem Europäi-
schen Bürgerrechtspreis ausgezeichnet.

Zülch war stets ein streitbarer Geist:
In seinem Kampf ist er kompromisslos,
unbeirrbar, nicht zu Zugeständnissen
bereit; zerbrochene Freundschaften und
Grabenkämpfe innerhalb seiner Organi-
sation sind der Preis für seinen Eifer. Lin-
ke Aktivisten greifen ihn an, weil er et-
wa die Miskito-Indianer in Nicaragua
unterstützt – die auf der Seite US-fi-
nanzierter Contra-Rebellen gegen die
linken Sandinisten kämpfen. Doch Zülch
ist unideologisch: „Auf keinem Auge
blind“, lautet das Motto. Zuweilen gerät
er damit zwischen alle Fronten: Die DDR
verhängteinEinreiseverbotgegenihn,der
Hamburger Verfassungsschutz beobach-
tet ihn wegen vermeintlicher Kontakte zu
afrikanischen Kommunisten.

In mehreren Publikationen und sei-
ner Zeitschrift „Pogrom“ prangert Zülch
immer wieder Menschenrechtsverlet-
zungen an. Er deckt die Beteiligung deut-
scher Firmen am Giftgaseinsatz gegen
irakische Kurden auf und engagiert sich
im Jugoslawien-Krieg. Nach dem Tod
seiner Frau 2019 zieht er sich mehr und
mehr zurück. Er hinterlässt eine Orga-
nisation, die sein Lebenswerk fortsetzt.

Gesicht der Woche

Tilman Zülch widmete sein gesamtes Leben
den Verfolgten. Foto: dpa

„Trump bekommt die
Aufmerksamkeit, die er braucht“

Amerika-Experte Manfred Berg über die Anklage gegen den Ex-US-Präsidenten und mögliche Folgen

Von Christian Altmeier

Heidelberg. Manfred
Berg (63/Foto: privat)
ist Professor für Ame-
rikanische Geschichte
an der Universität
Heidelberg und stell-
vertretender Direktor
des Heidelberg Center
for American Studies.

> Herr Professor Berg, wird die Anklage
gegen Donald Trump die politische
Spaltung in den USA weiter vertiefen?

Ja, das denke ich schon. Führende Re-
publikaner haben sich ja bereits mit
Trump solidarisiert. Man muss einfach
sehen, dass die parteipolitischen Lager in
den USA inzwischen in unterschiedli-
chen Welten leben. Das gilt besonders für
die sogenannte Trump-Bewegung. Man
sieht die Anklage dort als politisch mo-
tiviert, um Trump kaltzustellen.

> Ist denn auszuschließen, dass ein poli-
tisches Motiv dahinterstehen könnte?

Die Anklage eines früheren Präsidenten
ist natürlich in jedem Fall politisch. Aber
die Frage ist, ob ein früherer Präsident
über dem Gesetz steht, also ob er sozu-
sagenlebenslangeImmunitätgenießt.Das
denke ich nicht. Aber ich finde, dass
Trump in diesem Fall für das falsche De-
likt angeklagt wird.

> Inwiefern?
Bei der jetzigen Anklage geht es um eine
eher schlüpfrige Geschichte, die im Hin-
blick auf die zur Debatte stehenden
Rechtsfragen nicht so leicht zu durch-
schauen ist. Es ist auch gar nicht sicher,
ob Trump tatsächlich verurteilt wird. Die
wesentlich schwerer wiegenden Verge-
hen Trumps, bei denen die rechtliche

Aufarbeitung noch aussteht, sind aber der
Putschversuch vom 6. Januar 2021 und
der Versuch, die Wahl 2020 durch mas-
sive Einflussnahme auf Offizielle in ver-
schiedenen Bundesstaaten, wie etwa in
Georgia, zu beeinflussen. Beim Sturm auf
das Kapitol handelt es sich im Grunde um
Hochverrat. Dafür müsste man ihn zu-
erst anklagen.

> Man hätte mit der jetzigen Anklage al-
so besser warten sollen, bis die recht-
liche Aufarbeitung der anderen Ver-
gehen abgeschlossen ist?

Daserschienemirpolitischsinnvoll.Denn
die Anklage wegen der falschen Verbu-
chung von Schweigegeld hat für die An-
hänger von Donald Trump mehr als nur
ein Geschmäckle. Aber das entscheidet in
denUSAjeweilsderStaatsanwalt,dermit
einem Strafverfahren beauftragt ist. Ich
kann auch nicht beurteilen, wie weit die
verschiedenen Untersuchungsverfahren
gediehen sind. Man muss ja, wie das jetzt
auch der Fall war, zunächst eine „Grand
Jury“, also eine Untersuchungskammer
davon überzeugen, dass genügend Be-
weisefüreineAnklagevorliegenunddann
muss ein Richter einem Prozess zustim-
men. Zudem fällt der aktuelle Fall in die
Zuständigkeit des Staates New York,
während die Aufstände vom 6. Januar
2021 unter Bundesrecht fallen.

> Kann Trump von dem Prozess poli-
tisch sogar profitieren?

Ja, auf jeden Fall. Denn es würde be-
deuten, dass er weiterhin das bekommt,
was ihm schon 2016 enorm genutzt hat:
Kostenlose Publicity. Selbst wenn der
Anlass ein Prozess gegen ihn ist, wäre das
dieAufmerksamkeit,dieerhabenwillund
die er im Wahlkampf braucht. Zumal die
Anklage ja wie gesagt kein Staatsver-
brechen darstellt.

> Fürchten Sie, dass es erneut zu ge-
walttätigen Protesten kommt?

Ja, leider. Wir können in der amerika-
nischen Politik nichts mehr ausschlie-
ßen. Wir sehen, wie militant die ameri-
kanische Rechte geworden ist. Und an
Waffen mangelt es ja ohnehin nicht. Zu-
dem kommen nicht nur von Trump und
den Republikanern, sondern auch aus
rechten Medien Aufrufe zum Protest.

> Für wie wahrscheinlich halten Sie es,
dass die Republikaner noch einmal
Trump zu ihrem Kandidaten machen?

Das hängt davon ab, wie viele Gegen-
kandidaten er bekommt und wer das sein
wird. Wenn diejenigen, die innerhalb des
konservativen Lagers nicht für Trump
sind, ihre Stimmen wieder zersplittern, so
wie das 2016 der Fall war, wird Trump
davon profitieren. Sollte es zu einem
Zweikampf zwischen Floridas Gouver-
neur Ron DeSantis und Trump kommen,
halte ich das Rennen für offen. Ich kann
mir sehr gut vorstellen, dass Trump sich
noch einmal durchsetzen kann.

> Und wie schätzen Sie seine Chancen bei
der Präsidentschaftswahl ein?

Trump hat seit 2018 alle Wahlen für die
Republikaner verloren. Auch die Zwi-
schenwahlen im vergangenen Jahr wa-
ren ja noch einmal eine Absage an Trump.
Aber wer ihn abschreibt, sollte an 2016
denken. Das amerikanische Wahlsystem
ist so komplex und so unvorhersehbar,
dass es immer wieder Überraschungen
bereithält. Obwohl eine deutliche Mehr-
heit der Amerikaner Trump nicht will, ist
es deshalb nicht ausgeschlossen, dass er
es noch einmal schafft. Aber selbst wenn
nicht: Die Polarisierung in den USA und
die Ressentiments, für die Trump steht,
verschwinden nicht einfach, wenn er
selbst von der politischen Bühne abtritt.
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